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| 
Inhalt. und Schleſien in die Grundentlaſtung einbezogen wurden, und falls eine 
| >. R Ablöſung ſtattfinden ſoll, wohl nur im Wege der Landesgeſetzgebung er⸗ 
Die Competenzſphären der Reichs- und der Landesgeſetzgebung laſſen werden können; 
auf dem Gebiete der Landescultur. (Schluß.) 4. die Ei 40 f der 2 0 5 m e 
Olltheirungen aus der Prazis⸗ „ 4. die inſchrän ung oder Aufhe ung gewiſſer culturſchädlicher 
e Fiſchereirechte, z. B. der ſtändigen Fiſchereivorrichtungen (Wehre, 
Das dora . im 5 12 2 55 een a 8 8 cor⸗ Zäune, Selbſtfänge, feſtſtehende Netzvorrichtungen u. dgl.) — insbeſondere 
bloß 15 . Wein berufenen Neckar. ee und nicht die Beſeitigung der ſogenannten freien Fiſchereien (wilde Fiſcherei), welche 
Notiz. aus dem Grunde vom Reichsgeſetze ausgeſchloſſen ſind, weil dasſelbe nach 
f dem Motivenberichte nur den Schutz und die Ausübung der Fiſcherei 
Perſonalien. regeln will, nicht aber das Recht zu fiſchen. (Motivenbericht S. 11, 
— > Al. 4.) 
n: og x ; 5 0 5. Beſtimmungen über den Trausport und Handel mit Fiſchen unter 
Die Competenzſphären der Reichs- und der Landes- dem Minimalmaß, a Schonzeit mit Sieheiern ie 2 1 e 
geſetzgebung uuf dem Gebiete der Tandescultur. nach dem Wortlaut der Vorlage) aus dem Grunde ausgeſchloſſen ſcheinen, 
f weil ſich das Reichsgeſetz (§ 1) und alſo auch die auf feiner Grundlage 
(Schluß.) zu erlaſſenden Landesgeſetze nur auf die Fiſchzucht und den Fiſchfang 
Sieht man ab von den unter Zahl 9 behandelten Beſtimmungen beziehen ſollen, unter welchen Wortlaut die erwähnten. Beſtimmungen ſich 
über den ſogenannten „verbotenen Fiſchfang“, welche die geſammte neue nur ſchwer ſubſumiren laſſen. 
Fiſchereigeſetzgebung und zwar nicht bloß in den großen Staaten (Italien Eine nähere Ausführung einzelner dieſer Materien bleibt der 
Preußen), ſondern ſelbſt in den kleinen Ländern, wo ſich dieſe Verhältniſſe ſpäteren Darſtellung vorbehalten. Aus der bloßen Aufzählung derſelben 
unſchwer gleichartig würden regeln laſſen (Sachſen Baden), dem Ver⸗ ergibt ſich, daß die Fiſcherei durch folgende Geſetze und Verordnungen 


ordnungswege zuweiſet, fo ſtellen ſich die übrigen unter 1 bis 8 er- geregelt werden ſoll: 

wähnten im Geſetzentwurfe oder im Motivenberichte der Landesgeſetzgebung 1 Reichsgeſetz für die Binnenfiſcherei, 17 Landesgeſetze auf Grund⸗ 
vorbehaltenen Beſtimmungen als ſolche dar, welche unabhängig von provin⸗ lage des Reichsgeſetzes (§ 32 des Entwurfes) und im Anſchluße an die⸗ 
ziellen Verſchiedenheiten, allen öſterreichiſchen Ländern gemeinſame Verhält- ſelben eine entſprechende Anzahl von Durchführungsverordnungen. 

niſſe berühren, ohne welche das Reichsgeſetz nicht zur Handhabung gelan⸗ 1 Reichsgeſetz für die Küſtenſiſcherei, 4 Landesgeſetze ſür dieſelbe 
gen kann, und welche daher ſelbſt nach der ausgeſprochenen leider nicht erfül⸗ und hiezu die entſprechenden Durchführungsverordnungen — Landesgeſetze 
ten Abſicht des Motivenberichtes im Reichsgeſetze ſelbſt ihre Regelung über andere Waſſerthiere, Landesgeſetze über die Ablöſung der Dominical⸗ 


finden ſollten. fiſchereien 
Da im Reichsgeſetzeutwurfe dieſe Beſtimmungen fehlen, muß derſelbe Ei; A 127 . cn GTA 
als unvollftändig bezeichnet werden. Weich Re culturſchädlicher Fiſchereirechte und 


Auch nach einer anderen Richtung hin verdient der Entwurf dieſen 5 ui 5 
Vorwurf der Unvollſtändigkeit. Reichs⸗ oder Landesgeſetze über verbotenen Transport und Händel 
Der Reichsgeſetzentwurſ ſchließt nämlich außer den nach dem Moti⸗ mit Fiſchen. 
venberichte zum VII. Abſchnitte der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Ge⸗ Bei der hier dargeſtellten Unvollſtändigkeit der dermaligen Regie⸗ 
genſtänden noch mehrere andere die Fiſcherei betreffende Materien aus rungsvorlage kann dieſelbe wohl auch nicht als ein Fiſchereigeſetz be⸗ 
und überweiſet dieſelben einer beſonderen Geſetzgebung, wobei die legislative zeichnet werden, d. i. als ein Geſetz, welches die Fiſcherei in ihren weſent⸗ 
Competenzfrage in gleich verfänglicher Weiſe hervortritt. Dahin gehören: lichen Momenten regelt, ſondern ungeachtet der gegentheiligen Anſchauung des 

1. die Normen über die Küſtenfiſcherei, welche einer beſonderen Ge- Motivenberichtes S. 13 Al. 3 nur als ein Geſetz, welches einige der 
ſetzgebung, und — wenn das Muſter des Binnenfiſchereigeſetzes beibehalten Reichsgeſetzgebung vorbehaltene Beſtimmungen über die Fiſcherei enthält. 
wird — einem beſonderen Reichsgeſetze und vier Landesgeſetzen vorbe⸗ Schon die Oekonomie der Geſetzgebung ſollte dahin ſühren, den ſo 
halten ſind; ſchwer beweglichen Apparat der Geſetzgebung für einen an ſich verhältniß⸗ 

2. die Beſtimmungen über andere nutzbare Waſſerthiere, mäßig doch nicht ſo wichtigen Gegenſtand nicht allzu oft in Anſpruch zu 


z. B. 
Muſcheln (Perlenfiſcherei) Auſtern u. dgl., welche erſt der Ausſchußbericht | nehmen. Abgeſehen davon, daß viele Landtage ſich ungern damit befaſſen 


der Landesgeſetzgebung zuweiſen wollte; 
Landesverfaſſung, der Grundherrlichkeit u. |. w. ſtammenden Fiſchereirechte] weiter zu behandeln, wird dadurch auch eine Zerſplitterung und Verzögerung 


werden, einen von der Reichsgeſetzgebung in allen Hauptbeſtimmungen N 
3. die Normen über allfällige Ablöſung der meiftens aus der älteren bereits vorweggenommenen Gegenſtand in unbedeutenden Detailfragen 


| 


auf fremdem Grunde und Boden, welche bisher nur in Böhmen, Mähren | herbeigeführt, welche für die Fiſcherei⸗Intereſſen ſelbſt höchſt nachtheilig iſt J 


Den Beweis, daß es möglich iſt, die ganze Materie der Fischerei mit 
Ausſchluß der etwaigen Ablöſung der Fifchereifervituten in einem einzigen 
Geſetze und wenigen Durchführungsverordnungen zu regeln, haben Preußen 
und Italien geliefert. Wir verweiſen nochmals auf die gründlichen Er⸗ 
wägungen, welche gerade die Competenzfrage in dem preußiſchen Motiven⸗ 
berichte gefunden hat. Der öſterreichiſche Entwurf hätte die Thatſache nicht 
ignoriren ſollen, daß ſowohl die legislative Competenzfrage mit Rückſicht 
auf die. wirthſchaftlichen Momente, als auch viele andere wirthſchaftliche 
und juriſtiſche Fragen in der neueſten ausländiſchen Fiſcherei⸗Geſetzgebung | 
eine beſſere Löſung gefunden haben, als der Entwurf fie bietet. Der Ein⸗ 
fluß, welchen die fremdländiſche Geſetzgebung auf unſere einheimiſchen Ge⸗ 
ſetze naturgemäß zu nehmen berufen iſt, tritt auf dem Gebiete der Fiſche⸗ 
reigeſetzgebung beſonders ſtark hervor, wegen der auf dieſem Gebiete ab- 
zuſchließenden internationalen Uebereinkünfte, welche auch von großer Be⸗ 
deutung ſind für die legislative Competenzfrage. 

Nicht bloß jener charakteriſtiſche Zug, welcher in unſerer Zeit die 
Geſetzgebung aller Culturſtaaten durchdringt und ſie immer gleichförmiger 
geſtaltet, auch viele der Fiſcherei eigenthümliche Verhältniſſe drängen hier 
noch mehr als auf anderen Rechtsgebieten zur Gleichförmigkeit, zur Er⸗ 
laſſung gleichartiger Normen für größere natürliche Geltungsgebiete, für 

größere Ströme mit ihren Nebenflüſſen hin. 

Bei großen zuſammenhängenden Fiſchereigebieten befindet ſich das 
Fiſchereigebiet jedes einzelnen Landes rückſichtlich ſeines Fiſchbeſtandes in 
der unmittelbarſten Beziehung und Abhängigkeit zu den übrigen Ländern. 
Jedes einzelne Land kann zwar ſehr viel dazu beitragen, die Fiſcherei des 
ganzen zuſammenhängenden Fiſchereigebietes zu vernichten; für ſich allein 
aber und ohne Zuſammenwirken mit den übrigen betheiligten Ländern iſt es 
nicht im Stande ſelbſt mit den beſten und ſtrengſten Fiſchereigeſetzen die 
Fiſcherei zu erhalten. 

In ſolcher Weiſe ſind auch die öſterreichiſchen Länder mit ihren 
Fiſchereien, insbeſondere mit den werthvollſten derſelben, wie mit den 
Lachsfiſchereien in Böhmen, Mähren, Schleſien und Galizien, abhängig 
von den Fiſchereien der Nachbarländer. Der Mangel einer zweckmäßigen 
geſetzlichen Regelung der Fiſcherei in Norddeutſchland, insbeſondere der 
Mangel ſtreng überwachter geſetzlicher Schonzeiten und geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen über Schonplätze und Schonreviere, die hie und da bis zur 
Vernichtung getriebene Lachsfiſcherei mit Netzen, welche die ganze Breite 
der Gewäſſer verſtellen, die bisher noch durch keinen Fiſchſteg für die 
Fiſcherei unſchädlich gemachten Wehren oder ſonſtigen Waſſeranlagen in 
den norddeutſchen Gewäſſern, die Verunreinigung und Vergiftung dieſer 
Gewäſſer durch Einleitung ſchädlicher Stoffe, die zahlreichen mit Mühlen. 
verbundenen Selbſtfänge für Lachs und Aal in den aus unſeren Ländern 
nach Norddeutſchland fließenden Gewäſſern haben unſere Lachsfiſchereien 
derart geſchädigt, daß derzeit nur mehr wenige Lachſe auf ihren Wande⸗ 
rungen aus dem Meere in unſere Gewäſſer dringen. 

Aus dieſem Grunde ſind von der öſterreichiſchen Regierung ſchon 
im Jahre 1857 mit den Elbeuferſtaaten Vereinbarungen über die Fiſcherei 
in der Elbe und ihren Nebenwäſſern angebahnt worden. Um die Fiſcherei 
im Bode nſee und deſſen Zuflüſſen zu ſichern iſt eine Uebereinkunft über 
gemeinſame Beſtimmungen für dieſe Fiſcherei zwiſchen den Rheinuferſtaaten 
in Vorſchlag gebracht und eine ſolche mittlerweile zwiſchen der badiſchen 
Regierung und der Schweiz am 9. December 1869 wirklich abgeſchloſſen 
worden. Auch für das Gebiet der Donau wird eine Uebereinkunft zwiſchen 
den Donauuferſtaaten in Borſchlag gebracht und in gleicher Weiſe über die 
Jiſcherei im Gardaſee zwiſchen der öſterreichiſchen und italieniſchen Re⸗ 
gierung. 

Durch dieſe Vorgänge hat die öſterreichiſche Regierung ſelbſt aner- 
kannt, daß den großen Uebelſtänden, mit welchen die Fiſcherei zu kämpfen 
hat, nur eine möglichſt gleichartige für die ganzen dabei betheiligten 
Stromgebiete geltende Geſetzgebung wirkſam begegnen könne. Eine ſolche 
die verſchiedenen öſterreichiſchen Länder gleichartig umfaſſende Geſetzgebung 
herzuſtellen, iſt vor Allem die Reichsgeſetzgebung berufen, der auch die Genehmi⸗ 
gung internationaler Verträge zuſteht. Inſoweit es ſich hiebei um die oben 
erwähnten, öfteren Abänderungen unterliegenden Feſtſetzungen über 
Schonzeiten, Fangarten und Fangmittel und dgl. handelt, hat die Reichs⸗ 
geſetzgebung dem Verordnungswege die Befugniſſe zu übertragen, damit 
auch über dieſe Punkte die internationalen Verträge leichter zu Stande 
kommen können. Die Partieulargeſetzgebung der einzelnen Länder iſt weder 
zu ſolchen Uebereinkünften berufen, noch iſt ſie überhaupt im Stande jene 
Erfolge zu erzielen, welche von der übereinſtimmenden Geſetzgebung aller 
betheiligten Länder mit Recht erwartet werden können. | 
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Es iſt auch eine bekannte Thatſache, daß die Geſetzgebung eines klei⸗ 
nen Geltungsgebietes jener reichen Litteratur entbehrt, welcher ſich jene des 
größeren Geltungsgebietes bei ſonſt gauz gleichen Verhältniſſen zu erfreuen 
hat; währnnd letztere ihre Erklärung und weitere Fortbildung in einer weit 
ausgedehnten lebendigen Praxis findet, kommt eine ſolche der Geſetzgebung 
des kleinen Geltungsgebietes nur im untergeordneten Maße zu Gute; die 
Stütze, welche die Wiſſenſchaft und die Lehre der Geſetzgebung zu gewähren 
haben, iſt aber von dieſen Momenten weſentlich abhängig. So haben alle 
jene Beſtimmungen unſeres Civilrechtes, welche im allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuche enthalten ſind, ausgezeichnete Commentatoren und die weiteſte 
Verbreitung durch die Wiſſeuſchaft und die Lehre gefunden, während die 
für die Landwirthſchaft ſo hochwichtigen Beſtimmungen über die Forſtrechte, 
die Jagd und Fiſcherei, man kann ſagen das geſammte Agrarrecht der eine 
zelnen öſterreichiſchen Länder, ſo weit es in provinziellen Normen geregelt 
war oder noch geregelt iſt, faſt jeder ſolchen Hilfsquelle entbehrten. Die 
Geſetze des größeren Geltungsgebietes treten daher auch weit mehr in das 
allgemeine Rechtsbewußtſein über, ihre Handhabung und Vollziehung iſt 
dadurch weſentlich erleichtert. Auch dieſe Momente dürfen nicht überſehen 
werden, wenn es ſich darum handelt, wichtige Competenzfragen zu löſen *). 

Auch dann, wenn unſerecGeſetzgebung den von uns bevorworteten Weg 
einſchlägt, und die bisher beſprochenen Fiſcherei-Angelegenheiten kheils durch 
die Reichsgeſetzgebung theils durch Verordnungen für natürliche große 
Fiſchereigebiete gleichförmig regeln läßt, anſtatt den Landtagen hiebei unbe⸗ 
deutende Ergänzungen des Reichsgeſetzes zuzumuthen oder ſie auf ein Feld 
zu verweiſen, welches die geſammte moderne Geſetzgebung aus wohlüber⸗ 
dachten wirthſchaftlichen Motiven von ſich ausſcheidet und dem Verordnungs⸗ 
wege überläßt, bleiben der Landesgeſetzgebung noch immer wichtige vom 
Reichsgeſetze ſelbſt völlig unabhängige und ausſchließend durch die Landes⸗ 
verhältniſſe beſtimmte Gegenſtände zur ſelbſtſtändigen Regelung überlaſſen. 
Als ſolche Gegenſtäude find zunächſt zu verzeichnen: 

1. Die Einführung von Fiſcherkarten, 

2. die Ablöſung der in der älteren Landesverfaſſung begründeten 
Fiſchereirechte (Fiſcherei⸗Servituten) auf fremden Grund und Boden, 

3. die Erlaſſung beſonderer Fiſcherei⸗Ordnungen innerhalb der Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsfiſchereigeſetzes für beſtimmte Fiſchwaſſer, insbeſon⸗ 
dere auch die Bildung von Fiſchereigenoſſenſchaften für dieſelben ohne Rück- 
ſicht auf die mangelnde Einwilligung der Betheiligten. Bei den hier unter 
1 bis 3 aufgeführten Gegenſtänden ſind verſchiedenartige provinzielle Ver⸗ 
hältniſſe zu berückſichtigen, daher auch in den einzelnen Läudern über dieſel⸗ 
ben weſentlich verſchiedene Normen erlaſſen werden können. Ein weites Feld 
fruchtbarer Thätigkeit auf dem Gebiete der Fiſchereigeſetzgebung iſt dadurch 
den Landtagen insbeſondere in Bezug auf die Regelung der ſo verworrenen 
meiſt in der älteren Provinzialverfaſſung begründeten Dominicalfiſcherei⸗ 
rechte und in der Erlaſſung beſonderer Fiſchereiordnungen für beſtimmte 
Fiſchwaſſer eröffnet. Die Competenzbegründung in den Motivenberichten der 
Regierungsvorlage und des Ausſchußantrages würde den Landtagen dieſes 
Feld verſchließen, da es ſich bei den erwähnten Gegenſtänden theilweiſe 
auch um civil- und ſtrafrechtliche Normen handelt. Nicht fo ſehr um die 
Competenz der Landtage für die erwähnten Gegenſtände erſt zu begründen, 
da die Begründung ſelbſt bereits in den Staatsgrundgeſetzen gegeben iſt, 
als vielmehr um die eigene Competenzſphäre vollkommen klar zu ſtellen 
und den Landtagen das Vorgehen zu erleichtern, wäre es Aufgabe des 
Reichsgeſetzentwurfes geweſen, die Competenz der Landtage für die erwähn⸗ 
ten Gegenſtände ausdrücklich anzuerkennen. Eine weitere Darſtellung hierüber 
bleibt der Beſprechung der meritoriſchen Beſtimmungen des Fiſchereige⸗ 
ſetzentwurfes vorbehalten. 8 


. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Das Vereinsgeſetz begreift im $ 32 unter „Vereinsvorſtand“ das 

HR corporative Leitungsorgan (den Vereins ausſchuß als 

Vorſtehung) und nicht bloß die zur Vereins vertretung berufenen 
„Vorſteher“. 


Die Statuten des Prager „Freidenker“ Vereines enthalten im Abſatz 


lit. e die Beſtimmung, daß der Verein durch die Generalverſammlung 


) Vgl. die ähnlichen Motive in dem Gutachten des Reichsforſt⸗ Vereines 
über das Forſtgeſetz in der öſterr. Monatſchrift für Forſtwefen Auguſtheft 
1875 und Nr. 40, Jahrgang 1875 dieſer Zeitſchrift. 


23 


und einen aus ſieben Mitgliedern und drei Erſatzmännern beftehenden ; Wird der aus dieſen Erwägungen reſultirende Maßſtab an den vor⸗ 
Ausſchuß, welcher den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter aus ſeiner liegenden Fall angelegt, ſo laſſen die Abſätze lit. e und h der Sta⸗ 


Mitte wählt, geleitet werde. Abſatz lit. h dagegen ſpricht aus, daß nach 
außen hin der Vorſitzende und eventuell deſſen Stellvertreter die Ver⸗ 
tretung des Vereines beſorge. Im Hinblicke auf dieſe Statuten wurde 
Alfons Stiaßny, Stellvertreter des Vorſitzenden, mit Urtheil des k. k. 
ſtädt. del. Bezirksgerichtes für Uebertretungen zu Prag vom 20. Juli 
1874, 3. 5975 der Uebertretung des § 12 des Vereinsgeſetzes vom 
15. November 1867, Nr. 134 R. G. Bl. ſchuldig erkannt, weil er 
der k. k. Polizeidirection lediglich den Vorſitzenden und deſſen Stell⸗ 
vertreter und nicht auch die übrigen Mitglieder des Vereinsausſchuſſes an⸗ 
gezeigt hat. Auf ſeine hiegegen angebrachte Beſchwerde hat ihn jedoch 
das k. k. Landesgericht zu Prag als Berufungsinſtanz unterm 18. No⸗ 
vember 1874, 3. 25.240 freigeſprochen, von der Anſicht ausgehend: 
„daß im § 12 V. G. nicht die Anzeige der Ausſchußmitglieder, aus 
deren Mitte der Vereinsvorſtand hervorgeht, ſondern lediglich die Au⸗ 
zeige des Vereinsvorſtandes, der den Verein nach außen vertritt — hier 
alſo des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters — angeordnet ſei“. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die k. k. Generalprocuratur im 
Sinne der §8 33 und 292 St. P. O. das Rechtsmittel der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde, welche am 23. November 1874 in der öffentlichen 
Sitzung des k. k. Caſſationshofes unter dem Vorſitze Seiner Excellenz 
des Senatspräſidenten Freiherrn von Rizy — vom Generaladvocaten 
Cramer nachſtehend ausgeführt wurde: 

In dem Sinne, in welchem das Wort „Vorſtand“ hier in Be⸗ 
tracht kömmt, bezeichnet es ſchon dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
nach ein zur Leitung berufenes Orgau. Ob die Leitung einer einzelnen 
Perſon oder einer Mehrheit von Perſonen übertragen ſei, wird dabei 
nicht unterſchieden. In dieſem Sinne iſt „Vorſtand“ wohl gleichbe⸗ 
deutend mit „Vorſtehung“ aber nicht mit dem, dem Umfange nach be⸗ 
ſchränkteren, weil unter allen Umſtäuden nur auf eine phyſiſche Perſon 
anwendbaren „Vorſteher“ oder „Vorſitzender“. Dieſes Sprachgebrauches 
bedient ſich auch die Geſetzgebung. Während — um nur einige Bei- 
ſpiele anzuführen — der Vorſtand oder die Vorſtehung der Genoſſen⸗ 
ſchaft nach den SS 116 lit. b und 118 der Gewerbeordnung vom 
20. December 1859, Nr. 227 R. G. Bl. aus dem Ausſchuſſe unter 
der Leitung des Vorſtehers beſteht; während in den Gemeindevorſtand 
nach den auf Grund des Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 
R. G. Bl. erlaſſenen Gemeindeorduungen (vergl. 815 G. O. für Böhmen) 
nebſt dem Gemeindevorſteher auch die Gemeinderäthe gehören — 
wird im Art. 227 H. G. B. und im § 15 des Geſetzes über Er⸗ 
werbs⸗ und Wirthſchaftsgeuoſſenſchaften erklärt, daß der Vorſtand der 
Actiengeſellſchaft und beziehuugsweiſe der Erwerbsgenoſſenſchaft aus 
einem oder mehreren Mitgliedern beſtehen könne. Dagegen werden Prä⸗ 
ſident und Vicepräſident der Handels⸗ und Gewerbekammer im § 13 
des Geſetzes vom 29. Juni 1868, Nr. 85 nicht als Vorſtand oder 
Vorſtände, ſondern als Vorſteher aufgeführt. 

Auch das Vereinsge ſetz hat den Ausdruck „Vorſtand“ in dem 
eben entwickelten Sinne erfaßt. Es begreift darunter — wie aus den ein⸗ 
ſchlägigen Stellen und insbeſondere aus SS 4 lit. e, 19, 31 und 32 V. G. 
erſehen werden kann — jenes Organ, das neben der Geſammtheit 
der Vereinsmitglieder (Vereinsverſammlung) und neben etwa 
beſtellten Controlsorganen zur Leitung des Vereines 
aufgeſtellt iſt. Welche Benennung der Vorſtand im concreten Falle 
führt, bleibt für das Weſen der Sache ſelbſtverſtändlich unentſcheidend. 

Auch in Anſehung der Zuſammenſetzung des Vereinsvorſtandes 
läßt das Geſetz freie Hand; nur politiſche Vereine ſind an beſtimmte 
Zahlen gebunden (§ 31 Vereiusgeſetz':. Daß aber auch das Vereins⸗ 
geſetz die Begriffe „Vorſtand“ und „Vorſitzender“ nicht zuſammenwerſe, 
geht aus der Vergleichung der SS 12, 14 und 17 V. G. klar hervor. 
So konute der Herr Berichterſtatter des h. Abgeordnetenhauſes, als bei 
Berathung des $ 12 V. G. gegen den (übrigens ſchon im kaiſ. Pa⸗ 
tente vom 17. März 1849, Nr. 171 R. G. Bl. gebrauchten) Ausdruck 
„Vorſtand“ Bedenken auftauchten, betonen: daß zwiſchen dem Vereins⸗ 
vorſtande und dem Vorſitzenden einer Vereinsverſammlung im Geſetze 
an verſchiedenen Orten unterſchieden, daß der Umſtand, daß der Vor⸗ 
ſtand aus mehreren Perſonen beſtehen könne — daſelbſt ausdrücklich 
vorgeſehen und daß damit unzweifelhaft ausgeſprochen ſei: daß der 
Vorſtand nicht bloß aus dem Vorſitzenden beſtehe, ſondern daß er auch 
aus mehreren Perſonen beſtehen könne (Bd. I, S. 568 der ſteuogr. 


S ͤ ö . . . 


tuten des Freidenker⸗Vereines keinem Zweifel Raum, daß der geſammte, 
aus ſieben Mitgliedern und drei Erſatzmännern beſtehende Ausſchuß 
als Vorſtand anzuſehen und unter beſonderer Bezeichnung des zur 
Vereinsvertretung berufenen Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters in Ge⸗ 
mäßheit des $ 12 V. G. der k. k. Polizeidirection anzuzeigen war. 
Die Entſcheidung des k. k. Landesgerichtes, zu welcher wohl ein Ver⸗ 
wechſeln der Begriffe „Vorſtand“ und „Vorſitzender“ mit beigetragen 
haben mag, ſteht daher gewiß nicht auf geſetzlichem Boden. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 23. November 
1875, 3. 6575 zu Recht erkannt: Das k. k. Landesgericht in Prag 
als Berufungsgericht hat dadurch, daß es in der Strafſache des Alfons 
Stiaßuy wegen der Uebertretung des § 12 des Vereinsgeſetzes vom 
15. November 1867, Nr. 134 R. G. Bl. mit ſeinem Urtheile vom 
18. November 1874, Z. 25.240 das Straſurtheil des k. k. ſtädtiſch 
del. Bezirksgerichtes für Uebertretungen in Prag vom 20. Juli 1874, 
3. 5975 auf Berufung des Beſchuldigten abgeändert und denselben 
von der Anklage wegen der erwähnten Uebertretung freigeſprochen hat 
— allerdings das Geſetz verletzt. 

Gründe: Schon der gewöhnliche Sprachgebrauch begreift unter dem 
Ausdrucke „Vorſtand, als Leitungsorgan nicht eine einzelne phyſiſche Per⸗ 
ſon, zu deren Benennung vielmehr der Ausdruck Vorſteher angewendet wird, 
ſondern bezeichnet damit eine Corporation. — Vorſtand iſt alſo wohl 
gleichbedeutend mit Vorſtehung, nicht aber mit Vorſteher oder Vorſitzender, 
worunter immer nur Eine phyſiſche Perſon verſtanden werden kaun. 
Auch das Vereiusgeſetz vom 15. November 1867, Nr. 134 R. G. 
Bl. bedient ſich des Ausdruckes Vorſtand in dem erwähnten Sinne: 
denn hienach iſt der Vereinsvorſtand jenes Organ, das neben der Ge⸗ 
ſammtheit der Vereinsmitglieder (Vereinsverſammlung SS 14 und seg.) 
und den etwa beſtellten Controlsorgauen (§ 19) zur Leitung des Vereines 
beſtimmt iſt (§ 4 lit. e des V. G.) Auf den Namen, welchen der 
Vereinsvorſtand nach den jeweiligen Vereinsſtatuten führt, kann es 
dabei ſelbſtverſtändlich nicht ankommen, und eben ſo wenig auf deſſen 
Zuſammenſetzung; nur bei politiſchen Vereinen iſt nach $ 31 die Zahl 
der Mitglieder des Vorſtandes genau beſtimmt, und eben dieſer S 31 
im Zuſammenhange mit den SS 12, 19, 32 und 33 weist ganz 
ausdrücklich auf den rein corporativen Charakter des Vereinsvorſtandes 
hin, da ſouſt von Mitgliedern des Vorſtandes und von Sitzungen 
desſelben darin nicht die Rede ſein könnte. Daß endlich das Vereins⸗ 
geſetz zwiſchen Vorſtand und Vorſitzender des Vereines unterſcheidet. 
laſſen mehrere Stellen, insbeſondere die 88 12, 14, 17 dieſes Geſetzes 
deutlich erſehen. Dieſem zufolge kann es nach dem Wortlaute des Ab⸗ 
ſatzes lit. e. der Statuten des Freidenker⸗Vereines in Prag nicht dem 
geringſten Zweifel unterliegen, daß der ganze aus ſieben Mitgliedern 
und drei Erſatzmännern beſtehende Ausſchuß als der Vorſtand dieſes 
Vereines anzuſehen iſt, der aus der Mitte des Ausſchuſſes gewählte 
Vorſitzende und fein Stellvertreter dagegen nach lit. h der Statuten als 
jene Vorſtandsmitglieder erſcheinen, welche den Verein nach außen zu 
vertreten haben ($ 4 lit. h), und daß ſohin in Gemäßheit der An— 
ordnung des $ 12 V. G. der ganze Ausſchuß unter beſonderer Be⸗ 
zeichnung des Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters der Behörde an⸗ 
zuzeigen war. Hat nun das k. k. Landesgericht als Berufungsinſtanz ent⸗ 
gegen den Anträgen der k. k. Staatsauwaltſchaft erkannt, daß zur 
Befolgung dieſer geſetzlichen Anordnung die Anzeige des Vorſitzenden 
des mehrerwähnten Vereines und ſeines Stellvertreters genügte, und 
hat es in Folge dieſer Auſchauung den Alfons Stiaßny, welcher als 
Stellvertreter des Vorſitzenden die Anzeige an die Behörde in gedachter 
Weiſe erſtattet hatte, von der Anklage wegen der Uebertretung des 8 12 
des Vereinsgeſetzes freigeſprochen, ſo hat es allerdings das Geſetz verletzt; 
weßhalb der von der k. k. Generalprocuratur gegen das bezügliche Urtheil 
im Sinne der 88 33 und 292 St. P. O. zur Wahrung des Geſetzes 
erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde ſtattgegeben wurde. 


Notiz. 


(Zur Handhabung des Berggeſetzes.) In dem jüngſt erſchienenen 
„Berichte über die Thätigkeit des Ackerbauminiſteriums in der Zeit vom 1. Juli 
1874 bis 30. Juni 1875“ (Wien 1875, Faeſy und Frick) leſen wir über die Hand⸗ 


Prot. über die Sitzungen der IV. Seſſion des Abgeordnetenhauſes).] habung des Berggeſetzes das Nachſtehende. 


Die hierher gehörigen Agenden haben insbeſondere die Entſcheidung der 
Recurſe gegen Erkenntniſſe der Berghauptmannſchaften in Schurf⸗, Freiſchurf⸗, Ver⸗ 
theilungs⸗ und bergpolizeilichen Angelegenheiten, die Ermäßigung, Zufriſtung und 
Abſchreibung von Bergwerksabgaben und ſonſtige Perſonal- und Adminiſtrativver⸗ 
handlungen zum Gegenſtande. | 

Die folgende Tabelle gibt eine Ueberſicht der hierauf Bezug habenden Ge⸗ 
ſchäftsthätigkeit des Ackerbauminiſteriums vom Jahre 1869 bis Ende 1874: | 


Zahl der Recurs⸗Eutſcheidungen 


Name des Landes 


| | | Bus 
880 a a a ee ſammen 
Niederöſterreich 1 2 5 
Oberöſterreiethchch h ee le: 2 | 
Salzburg eee ee 1 
Steiermark. 4 4 6 4 5 14 37 
e 0 5 eee 11 
Ri Dir. 1 5 
Tirol . un N at ee 2 2 
Dalmatien Ai: er Ar. 1 | 
Böhmen 15 11 18 7 34 27 1070 
Mähren . g Dias Zoo 9 
Schlefien . r e 6 
Gage eee N e. n 40 | 
Zuſammen .] 23; 20 23 22 68 70 226 
Von dieſen wurden erledigt: 
durch Beſtätigung) der recur⸗ 12 17 16 5 30 42 122 
„ Abänderung rirten Ent⸗ 30 s 7 18 
„ Aufhebung 0 ſcheidung F 860 
Zuſammen .] 238 20 23 22 68 70 be 
| | 


Die Merzahl der Recurſe betreffen Verleihungs⸗ (35), Bruderfade- (6) und 
Freiſchurf⸗ (14) Angelegenheiten. 

Außerden ſind theils im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern, 
theils mit dem Haudelsminiſterium 12 Recurſe entſchieden worden, welche ſich 
zumeiſt auf Conflicte zwiſchen Eiſenbahnen und Bergbauen, beziehungsweiſe auf 
Errichtung von Gebäuden über letztere ꝛc. bezogen. 

In Handhabung der Bergpolizei wurde anläßlich der vou der k. k. a. pr. 
Buſchtéhrader Eiſenbahn zur Kenntniß gebrachten Wahrnehmung, daß von ein 
zelnen Beſitzern der an dieſer Bahn gelegenen Bergbaue den geſetzlichen Anfor⸗ 
derungen und commiſſionellen Verfügungen in Betreff der Sicherheitsvorkehrungen 
nicht entſprochen werde, die Berghauptmannſchaft Prag beauftragt, ſtrenge darüber 
zu wachen, daß die Revierbeamten über den Betrieb ſolcher unmittelbar an der 
Eiſenbahn gelegenen Bergbaue und insbeſondere über die Ausführung der darin 

zur Sicherheit der Bahn angeordneten Vorkehrungen genaue Evidenz halten, daß 
ferner die Grubenkarten über ſolche Baue in gewiſſenhafter Ordnung ergänzt, die 
Baue ſelbſt aber öfter, mindeſtens einmal im Jahre, befahren werden. 

Ueber die durch das k. k. Handelsminiſterium mitgetheilten Berichte der 
böhmiſchen Statthalterei, wonach in Folge Waſſereindringens beim Duxer Kohlen⸗ 
werke „Union“ Terrainsſenkungen ſtattgefunden haben, welche den Beſtand des 
Oſſeger Teiches, ſowie ein Gebäude des Waſſerdruckwerkes der Station Dux⸗Lipitz 
der Dux⸗Bodenbacher Eiſenbahn gefährdeten, wurden im Wege der Berghaupt⸗ 
mannſchaft Prag eingehende Erhebungen veranlaßt, und hiebei unter Beiziehung 
bewährter Sachverſtändiger alle nur möglichen Vorkehrungen getroffen, um nicht 
nur einem weiteren Umſichgreifen des, Waſſereinbruches und der im Gefolge des⸗ 
ſelben ſtehenden Terrainſenkung vorzubeugen, ſondern überhaupt jede Geſahr in 
dieſer Beziehung zu beſeititigen. Eine allgemeine Norm für derlei Fälle im Vor⸗ 
hinein aufzuſtellen, erfchier jedoch ſchon der Natur des Bergbaubetriebes nach nicht 
zuläſſig, weil ſich bei dieſem niemals alle Verhältniſſe vorausſehen laſſen und viele 
Ereigniſſe gänzlich im Bereiche des Zufalls liegen. 

Dagegen wurden über Auſtrag des Ackerbauminiſteriums von den Revier⸗ 
bergämtern nach vorheriger Berathung mit erfahrenen Bergleuten Vorſchläge erſtattet 
in Betreff der Vorkehrungen, welche zu treffen wären, bevor abgebaute oder ver⸗ 
laſſene Grubenräume in der Nähe der Eiſenbahnen niedergehen oder abſtchtlich 
unzugänglich gemacht werden. Dieſe Vorfchläge wurden dem Ackerbauminiſterium 
zur Genehmigung vorgelegt und nach gründlicher Berathung und theilweiſer Modi⸗ 
ficirung derſelben durch die Berghauptmannſchaft Prag für Böhmen kundgemacht, 
folgenden Inhaltes: 

In allen Fällen, wo dem Bergbaue zur Sicherheit des Eiſenbahnbetriebes 
Beſchränkungen auferlegt und insbeſondere der Rücklaß von Sicherheitspfeilern 
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unter dem Bahnkörper für nothwendig erkaunt wurde, find zur thunlichſten Vor⸗ 
beugung einer Gefährdung der Eiſenbahn durch das Abwerfen abgebauter oder 
Verlaſſung und Abſperrung offener Grubenräume nachſtehende Vorſchriften zu 
beobachten: 

1. Sobald ſich der Vorrichtungsbau dem Sicherheitspfeiler auf 40 Meter 
nähert, iſt in dieſer Entfernung von der Pfeilergrenze ein genau beſtimmter Fix⸗ 
punkt zu ſchlagen, das weitere Vorrücken des Vorrichtungsbaues von zehn zu zehn 
Metern in den Grubenkarten nachzutragen und in dieſe auch die Eifenbahntrace 
nach genauer Vermeſſung einzuzeichnen; 

2. Iſt der Sicherheitspfeiler erreicht oder iſt ſchon vor deſſen Erreichung 
eine derartige Veränderung in den Bau- oder Ablagerungsverhältniſſen, oder ein 
ſolches beſonderes Ereigniß beim Bergbaue vorgekommen, daß ſich die zun Schutze 
der Eiſenbahn feſtgeſetzten Vorſchriften als unzureichend darſtellen, ſo iſt hievon 
unverweilt die Anzeige an das k. k. Revierbergamt zu erſtatten, welches hierüber 


nach den beſtehenden Vorſchriften vorzugehen hat; 


3. Die gleiche Anzeige hat zu erfolgen, bevor ein vorgerichtetes Abbaufeld 
zunächſt dem Sicherheitspfeiler gänzlich abgeworfen oder ein offener Grubenraum 
in der Nähe desſelben verlaſſen und unzugänglich gemacht wird um die Zuläng⸗ 
lichkeit der getroffenen Vorkehrungen gegen eine Gefährdung der Eiſenbahn zu 
prüfen und nach Erforderniß weitere Verſicherungen anzuordnen; 

4. Die Außerachtlaſſung dieſer Vorſchriften wird mit Strafen von 10 bis 
100 Gulden geahndet. 

Dieſe Verordnung tritt nach Ablauf von 30 Tagen von ihrer erſten Ein⸗ 
ſchaltung in dem Amtsblatte der Prager Zeitung in Wirkſamkeit. 

Ans Anlaß eines die Hauptwerksanlage der Dux⸗Brüx⸗Komotauer Bergbau⸗ 
Actiengeſellſchaſt gefährdenden Waſſer⸗ und Sandeinbruches in deren Juliusſchacht 
bei Kopitz wurden, unter Einholung des Gutachtens von Sachverſtändigen, die 
nöthigen Vorkehrungen im Einvernehmen mit der politiſchen Behörde getroffen, auf 
Grund welcher Erhebungen ſodann die entſprechenden bergpolizeilichen Anordnungen 


erlaſſen und hieher berichtet worden find, wovon übrigens auch das k. k. Finanz⸗ 


miniſterium mit dem Beifügen in Kenntniß geſetzt wurde, daß letztere Verfügungen 
nicht nur die Beſeitigung ſicherheitswidriger Zuſtände bezwecken, ſondern mittelbar 
auch zur Sicherung des auf obige Anlagen gewährten Staatsvorſchuſſes zu dienen 
geeignet ſind. . 

Endlich find über die Anzeige, daß auf der Bahnſtrecke Komotau⸗Brunners⸗ 
dorf der k. k. a. pr. Buſchtehrader Eiſenbahn zwiſchen den Profilen 100 und 101 
eine den Eiſenbahnbetrieb gefährdende Senkung durch den Bergbau nächſt dem Otto⸗ 
Schachte der Saxonia⸗Gewerkſchaft veranlaßt worden ſei, unverzüglich die genaueſten, 
bergbehördlichen Erhebungen und markſcheideriſchen Aufnahmen, welche letztere im 
ganzen Umfange dermal noch nicht beendet ſind, angeordnet und die ſchleunige 
Bericherſtattung über das Ergebniß der vollſtändigen Unterſuchung anbefohlen 
worden. E. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector Joſeph Urſchler in Znaim 
tel eines kaiſ. Rathes verliehen. 
Der Miniſter des Innern hat den Primararzt an der Krankenanſtalt 
„Rudolf⸗Stiſtung“ Dr. Albin Kumar in das Wiedner Krankenhaus überſetzt 
und die dadurch erledigte Stelle eines ch. Primararztes dem Docenten Dr. Joſef 
Engliſch verliehen. 

Der Miniſter des Junern hat den Concipiſten der Wiener Polizeidirection 
Dr. Victor Kroph zum Polizeicommiſſär ernannt. 


den Ti 
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